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§5
Satzungsrecht

(1) Die Gemeinden können die Angelegenheiten ihres eige­
nen Wirkungskreises durch Satzung regeln, soweit Gesetze 
nichts anderes bestimmen. Bei übertragenen Aufgaben kön­
nen Satzungen nur erlassen werden, wenn dies im Gesetz 
vorgesehen ist. In den Satzungen können auf der Grundlage 
von Gesetzen vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlun­
gen gegen Gebote und Verbote mit Ordnungsstrafen oder 
Ordnungsgeld bedroht werden. Die Straf- und Ordnungsgel­
der fließen in die Gemeindekasse.

(2) Jede Gemeinde hat eine Hauptsatzung zu erlassen. In 
ihr ist mindestens zu regeln, was nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes in der Hauptsatzung vorgesehen ist. Auch andere für 
die innere Verfassung der Gemeinde wesentliche Fragen kön­
nen in der Hauptsatzung geregelt werden. Die Hauptsatzung 
und ihre Änderung können nur durch Mehrheit aller Mit­
glieder der Gemeindevertretung beschlossen werden.

(3) Satzungen sind öffentlich bekanntzumachen. Sie treten 
am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft, wenn kein an­
derer Zeitpunkt bestimmt ist. Sie sind der Rechtsaufsichts­
behörde anzuzeigen.

§ 6

Kommunale Gemeinschaftsarbeit
Gemeinden können zur gemeinsamen Erfüllung bestimm­

ter Aufgahen Verbände sowie Interessengemeinschaften bil­
den und kommunale Vereinbarungen bzw. Kommunalver­
träge abschließen.

§7 *
Vereinigungen der Gemeinden

(1) Zur Förderung der kommunalen Selbstverwaltung und 
Wahrnehmung ihrer Interessen haben die Gemeinden das 
Recht, Vereinigungen zu bilden.

(2) Die Regierung hat die Verbindung zu diesen Vereini­
gungen zu wahren und bei der Vorbereitung von Gesetzen 
und anderen Rechtsvorschriften, die unmittelbar die Belange 
der Gemeinden berühren, mit ihnen zusammenzuwirken.

(3) Die Ausschüsse der Volkskammer sollen bei der Bera­
tung entsprechender Gesetzesentwürfe die Vereinigungen an­
hören.

§ 8

Gemeindearten
(1) Gemeinden im Sinne dieses Gesetzes sind die kreis­

angehörigen Städte und Gemeinden sowie kreisfreien Städte.
(2) Die kreisfreien Städte erfüllen neben ihren Aufgaben 

als Gemeinden in ihrem Gebiet alle Aufgaben, die den Land­
kreisen obliegen.

(3) Kreisangehörige Städte mit mehr als 50 000 Einwohnern 
können auf Beschluß des Ministerrates nach Anhörung des 
Kreistages zu kreisfreien Städten erklärt werden, wenn dies 
die politische und wirtschaftliche Bedeutung sowie Verwal­
tungskraft rechtfertigt und. dadurch eine bessere Wahrneh­
mung der Selbstverwaltungsaufgaben im Interesse der Bür­
gerschaft ermöglicht wird. Hierbei sind die Belange der im 
Landkreis verbleibenden Gemeinden zu berücksichtigen.

§9
Name und Bezeichnung

(1) Die Gemeinden führen ihre bisherigen Namen. Die Be­
stimmung, Feststellung oder Änderung des Namens einer Ge­
meinde bedarf der Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde. 
Über Namensänderungen kann ein Bürgerentscheid durchge­
führt werden. Dann entfällt die Zustimmung durch die 
Rechtsaufsichtsbehörde.

(2) Die Bezeichnung „Stadt“ führen die Gemeinden, denen 
diese nach bisherigem Recht zusteht. Der Ministerrat kann

auf Antrag die Bezeichnung „Stadt“ an Gemeinden ver­
leihen, die nach Einwohnerzahl, Siedlungsform und ihren 
kulturellen und wirtschaftlichen Verhältnissen städtisches Ge­
präge tragen.

(3) Die Gemeinden können auch sonstige überkommene Be­
zeichnungen weiterführen. Der zuständige Minister kann auf 
Antrag der Gemeinde Bezeichnungen verleihen, ändern oder 
aufheben.

(4) Die Benennung von bewohnten Gemeindeteilen (Stadt- 
und Ortsteile) sowie der im Gemeindegebiet dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Straßen, Wege, Plätze und Brücken ist 
Angelegenheit der Gemeinden. Gleichlautende Bezeichnungen 
innerhalb derselben Gemeinde sind unzulässig.

§ 10
Wappen, Flaggen, Dienstsiegel

(1) Die Gemeinden sind berechtigt, Wappen und Flaggen 
zu führen, die mit ihrer gemeindlichen Geschichte und mit 
demokratischen Grundsätzen übereinstimmen. Die Annahme 
neuer und die Änderung von Wappen und Flaggen bedürfen 
der Genehmigung des zuständigen Ministers.

(2) Die Gemeinden führen Dienstsiegel. Näheres dazu legt 
der zuständige Minister fest.

§11
Gemeindegebiet

(1) Das Gebiet der Gemeinde bilden, die Grundstücke, die 
nach geltendem Recht zu ihr gehören.

(2) Jedes Grundstück soll zu einer Gemeinde gehören. Aus 
besonderen Gründen können Grundstücke außerhalb einer 
Gemeinde verbleiben (gemeindefreie Grundstücke).

§ 12
Gebietsänderungen

(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohls können Gemein­
den aufgelöst, neu gebildet oder in ihren Grenzen geändert 
werden.

(2) Gemeindegrenzen können freiwillig durch Vereinbarung 
der beteiligten Gemeinden mit Genehmigung der Rechtsauf­
sichtsbehörde geändert werden. Die Vereinbarung muß von 
den Gemeindevertretungen der beteiligten Gemeinden mit 
der Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder beschlossen wer­
den. Vor der Beschlußfassung sind die Bürger zu hören, die 
in dem unmittelbar betroffenen Gebiet wohnen.

(3) Gegen den Willen der beteiligten Gemeinden können 
Gemeindegrenzen nur durch Gesetz geändert werden. Das 
gleiche gilt für die Neubildung oder Auflösung einer Gemeinde. 
Vor Erlaß des Gesetzes sind die beteiligten Gemeinden und 
die Bürger zu hören, die in dem unmittelbar betroffenen Ge­
biet wohnen.

(4) Über die Auflösung oder Neubildung von einzelnen Ge­
meinden kann ein Bürgerentscheid durchgeführt werden. Das 
Gebiet der Gemeinde soll so bemessen sein, daß die ört­
liche Verbundenheit der Einwohner und die Leistungsfähig­
keit der Gemeinde zur Erfüllung ihrer Selbstverwaltungs­
aufgaben gewährleistet sind. Hierbei sind die Belange der 
davon betroffenen Gemeinden zu berücksichtigen.

(5) Eine generelle Gebietsreform bedarf eines Gesetzes der 
Volkskammer.

2. Abschnitt:
Einwohner und Bürger

§13

Begriff
(1) Einwohner der Gemeinde ist, wer in der Gemeinde 

wohnt.


